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über diese Hintertür wieder zum Zuge 
kommen kann. So steht die Frage im Raum, 
welche Konditionen ein Generalunterneh-
mer, der selbst zu Dumpingpreisen fährt, 
einem Subunternehmer überhaupt bieten 
kann. Der einzige Lichtstreif am Horizont 
dürfte für die Mittelständler im ländlichen 
Raum die Umstellung von Linienverkehren 
auf Rufbusse als Folge sinkender Schüler- 
und Einwohnerzahlen sein, weil kleinere 
Unternehmensstrukturen wesentlich fle-
xibler auf kurzfristige Nachfrageschwan-
kungen reagieren können als Großkon
zerne.

Ausschreibungen aufgehoben

Zwischenzeitlich mussten sogar zwei Aus-
schreibungen der Rheingau-Taunus-Ver-
kehrsgesellschaft (RTV) aufgehoben wer-
den, da keine wirtschaftlichen Angebote 
eingegangen waren – so zumindest die offi-
zielle Verlautbarung im Mitteilungsblatt 
der EU. Diese beiden Verkehre sollen nun 
im Verhandlungsverfahren vergeben wer-
den. Im Gegenzug hat allerdings die Firma 
Engelhardt aus Heidenrod die Negativserie 
durchbrochen und seit Langem wieder ein-
mal als typisch mittelständisches Unterneh-
men die Ausschreibung des Linienbündels 
„RTK Bad Schwalbach“ für sich entschei-
den können.

meinschaft zusammenschließen sollten, ist 
zwar gut gemeint, bleibt aber aus pragmati-
schen Gründen, von ganz wenigen Ausnah-
men abgesehen, reines Wunschdenken.

Hessen hat die Nase vorn

45 % der in Deutschland ausgeschriebenen 
Busverkehre entfallen auf Hessen, gefolgt 
von Bayern (bei weniger restriktiven Rah-
menbedingungen) mit etwa 23 %.
Diese Zahl belegt, dass Hessen in diesem 
Sektor eine absolute Vorreiterrolle hat. Die 
anderen Bundesländer halten sich derzeit 
noch vornehm zurück, weil sie mangels 
Erfahrung auf diesem Gebiet das Gesamt
risiko immer noch als viel zu wenig kalku-
lierbar erachten. Und tatsächlich mussten 
die Ausschreibungsbedingungen des RMV 
bereits mehrfach nachgebessert werden, 
ohne dass es allerdings gelungen ist, alle 
negativen Auswüchse – wie Lohndumping 
und gravierende Verstöße gegen Arbeits-
zeitregelungen – auszumerzen. So hat man 
bereits gelernt, bei künftigen Vergaben wie-
der eine Subunternehmerquote einzufüh-
ren bzw. diese deutlich zu erhöhen. Ob dies 
allerdings für die mittelständischen Unter-
nehmer ausreichend lukrativ sein wird, 
hängt von unzähligen Faktoren ab, sodass 
zumindest ein gewisses Maß an Skepsis an-
gebracht sein dürfte, dass der Mittelstand 

➢ Führt die Ausschreibung von Ver­
kehrsleistungen, vor allem bei Bus­
linien, in eine Sackgasse? In Hessen 
herrscht bei Busunternehmen und 
Aufgabenträgern Katerstimmung, 
und bei Fahrgästen führten viele Aus­
schreibungen zu Verdruss.

Der Landesverband Hessischer Omni-
busunternehmer (LHO) führte am  
4. April 2009 seine (leider nur 

schwach besuchte) ordentliche Mitglieder-
versammlung in Langenselbold durch. Im 
Rahmen des öffentlichen Teils der Veran-
staltung wurde das Gutachten zur Wettbe-
werbssituation im ÖPNV in Hessen, das 
der LHO, der RMV und das Hessische Mi-
nisterium für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung gemeinsam in Auftrag ge-
geben hatten, vorgestellt. Referent war 
Mathias Lahrmann von der BSL Manage-
ment Consultants GmbH, Berlin/Ham-
burg, die das Gutachten auch erstellt hatte.

Ausschreibungen seit 2002

Seit 2002 gibt es die Möglichkeit – aber kein 
Muss –, öffentliche Verkehre in Deutsch-
land europaweit auszuschreiben. Die Unter-
suchung der BSL stützt sich auf den Zeit-
raum von 2003 bis 2007. Insgesamt wurden 
in Hessen bisher 297 Bus-Linienbündel mit 
zusammen 123 Mio. Nwkm (Nutzwagen-
kilometer) vergeben. Die durchschnittliche 
Größe eines Bündels umfasst 15 Fahrzeuge, 
was bedeutet, dass sich klassische mittel-
ständische Unternehmen nicht im erhofften 
Umfang an der Vergabe beteiligen können, 
weil diese Größenordnung den finanzier
baren Investitionsrahmen für die meist ge-
forderten neuen schadstoffarmen Nieder-
flurbusse mit Klimaanlage bei Weitem 
überschreiten würde. Für die Zukunft 
kommt noch erschwerend hinzu, dass Ban-
ken in der derzeitigen Wirtschaftskrise  
Kredite nur noch bis maximal 50 % der An-
schaffungskosten gewähren – sofern sie dazu 
überhaupt bereit und in der Lage sind. Der 
in der Eröffnungsrede und in der Diskus
sionsrunde gemachte Vorschlag, dass sich 
mehrere Unternehmer zu einer Bieterge-
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Preisvorteil aufgezehrt?

Zu Beginn der Ausschreibungen trat der 
von politischer Seite erwartete und 
sehnlichst erhoffte Preisrutsch auf ganz 

dramatische Weise ein. Es gab Unterneh-
men, die da ernsthaft der Meinung waren, 
für 1,72 Euro pro Nwkm Linienverkehr be-
treiben zu können. Wohin solche Kampf-
preise – oder „strategischen Preise“, wie 
man es auf dem Kongress abmildernd for-
mulierte – führen können, das belegt das 
Beispiel der Firma Wehnert ETI auf an-
schauliche Art, deren Zusammenbruch von 
dem Referenten in aller Breite und Offen-
heit beleuchtet wurde.
Zu welchen Konditionen die „First Group“ 
bzw. deren Subunternehmer Anfang 2009 
in die aufgelösten Verträge eingestiegen ist, 
das bleibt dabei allerdings wohl für immer 
das Geheimnis des RMV. Die Bieter haben 
zwischenzeitlich auch gelernt, dass Leer-

fahrten, die z. B. im Hochtaunuskreis bis zu 
30 % der täglich zurückgelegten Strecken 
ausmachen können, in die Gesamtkalku
lation einfließen müssen. Auch die durch 
unerfahrene und streckenunkundige Fahrer 
verursachten dramatisch gestiegenen Un-
fall- und Reparaturkosten sind ein nicht zu 
vernachlässigender Kalkulationsfaktor. An-
fangs nicht berücksichtigt wurde auch der 
Umstand, dass die Fahrer sich tariflich zu-
stehende, aber nicht gewährte Leistungen 
vermehrt über den „gelben Schein“ zurück-
holen. So liegt der Krankenstand bei man-
chem Unternehmen tageweise schon ein-
mal bei bis zu 28 % des zur Verfügung 
stehenden Personals! Dass man ferner selbst 
einen zwölf Jahre alten Bus für täglich zwei 
Schulbusfahrten, also an nur 192 Tagen im 
Jahr, nicht unter 250 Euro pro Tag anbieten 
kann, hätte einem seriös kalkulierenden 
Unternehmer auch vor dem ersten Jahres-
abschluss bekannt sein müssen.

Effizienzgewinn – 
was soll das sein?

Mittlerweile nähern sich die Vergabe-
preise mit 2,87 Euro dem Niveau 
der Kosten für Direktvergaben an, 

sodass man sich mit Recht fragen muss, ob 
das hessische Vergabemodell unter Einbe-
ziehung aller Kostenfaktoren den wirklich 
selig machenden Weg darstellt. Aus ge-
wöhnlich gut unterrichteten Kreisen war in 
diesem Zusammenhang in Langenselbold 
zu hören, dass der Global Player Abellio (er 
gehört nach Ausstieg der Stadtwerke Essen 
zu 100 % NedRailways) den Busverkehr 
seiner beiden verlustträchtigen Töchter in 
Hessen noch im Laufe dieser Fahrplan
periode an die überregionalen und lokalen 
Besteller zurückgeben könnte.
Damit könnten schlagartig mehrere Millio-
nen Nutzwagenkilometer ausgeschrieben 
werden, die die schon jetzt angespannte 
Lage auf dem Markt weiter verschärfen wer-
den. Damit würden die von so manchem 
Landrat oder Stadtkämmerer bereits ver-
planten Einsparungen im öffentlichen Per-
sonenverkehr mehr als aufgezehrt.
Versprach der RMV auf dem 6. Deutschen 
Nahverkehrstag 2005 in Koblenz allein für 
die von ihm betreuten Linien für das Jahr 
2010 noch einen „Effizienzgewinn“ von 
23,5 Millionen Euro, so dürfte sich diese 
Prognose bereits heute deutlich relativieren.
Was man unter dem fragwürdigen Begriff 
„Effizienzgewinn“ zu verstehen hat, weiß 
man heute, vier Jahre später nun genauer: 
eine Umschichtung der Kosten von einem 
auf andere Kostenträger und ein gnaden
loses Preis- bzw. Lohndumping zulasten des 
Fahrpersonals.
Inzwischen liegt eine weitere Studie zum 
„hessischen Modell“ des Ex-Ministers Riehl
vor. Diese hat der Bundesverband Deut-
scher Omnibusunternehmer (bdo) ge
meinsam mit DB Stadtverkehr in Auftrag 
gegeben. Das Institut für angewandte Wirt-
schaftsforschung und Regionalanalyse der 
Fachhochschule Emden (ANWI) zieht 
darin kurz zusammengefasst folgende 
Schlüsse:

1.	 Die von der hessischen Landesregierung 
formulierten Ziele der Neuorganisation 
des ÖPNV in Hessen sind nicht erreicht 
worden.

2. 	Der Mittelstand hat rund ein Drittel 
seiner Leistungen verloren. Damit ist 
mittelfristig die wirtschaftliche Leis
tungsfähigkeit der Branche nachhaltig 
beeinträchtigt.

Königstein im Taunus: Nach Schulschluss fahren 22 Busse innerhalb von 
20 Minuten von 8 Bussteigen ab.

Korrespondenzanschluss Kronberg Bahnhof zwischen S-Bahn und vier Buslinien.
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Kommission angewiesen, für eine Über-
gangsfrist ein Auge zuzudrücken. Vorran
giges Ziel Brüssels bleibt es, die Steuerzahler 
in den Mitgliedsländern vor überhöhten 
Kosten für den öffentlichen Nahverkehr  
zu schützen, Quersubventionierung zu  
unterbinden und bezuschusste Verkehre zu 
minimieren. Ohne den subventionierten 
Schülerverkehr aber ist in Deutschland ein 
halbwegs funktionierender ÖPNV nicht 
denkbar. Berechtigte Sorgen über die  
Zukunft eines finanzierbaren ÖPNV sind 
daher angebracht.

S-Bahn Rhein-Main – 
ohne jede Alternative

Eine Anmerkung zum Schluss: Mit Stand 
von heute glaubt eigentlich niemand mehr 
ernsthaft daran, insbesondere nach den Er-
fahrungen von Stuttgart, dass sich für das  
S-Bahnnetz Rhein-Main neben der DB  
Regio AG (oder der Billigvariante DB  
Regio GmbH) ein zweiter Bieter und für 
das hessische Taunusnetz (RB 12, 13, 15) 
ein anderer Interessent als die HLB finden 
wird. Eine Malusvereinbarung kann man 
auch ohne Ausschreibung treffen (Bonus-
zahlungen hat der RMV übrigens inzwi-
schen wieder gestrichen, weil man eingese-
hen hat, dass man die Erfüllung vertraglich 
vereinbarter Leistungen logischerweise als 
Voraussetzung betrachten muss und somit 
nicht noch besonders belohnen kann). Für 
die Forderung nach Zugbegleitern in lokbe-
spannten Zügen und bei Triebwagen in 
Doppeltraktion und länger sowie für die 
Verwendung umweltfreundlicher und kli-
matisierter Busse bedarf es sicherlich auch 
keiner europaweiten Ausschreibung. Als 
einzig positives Signal ist zu vermerken, dass 
über die Ausschreibungen bei der Schiene 
die überzogenen Gewinnabführungen der 
Töchter an den DB-Mutterkonzern auf ein 
kalkuliertes Maß zurückgeschraubt werden 
dürften.
Man hat den Verkehrsmarkt in Hessen un-
nötigerweise aufgemischt, denn einen abso-
luten Zwang, zumindest in diesem selbst 
gesetzten engen Zeitrahmen, sieht das EG-
Recht nicht vor, und man wird im ungüns
tigen Fall vor einem Scherbenhaufen stehen 
– von den damit verbundenen Mehrkosten 
für den Steuerzahler und den sozialen Un-
verträglichkeiten einmal ganz abgesehen.

3.	 DB Stadtverkehr hat etwa 20 % Leis
tungsverluste hinnehmen müssen und 
diese nur durch kurzfristigen Abbau von 
Subunternehmerleistungen in gleicher 
Größenordnung ohne Kündigungen 
auffangen können.

4.	 Der Marktanteil internationaler Ver-
kehrskonzerne stieg im Gegenzug dazu 
im Gebiet des Rhein-Main-Verkehrsver-
bunds (RMV) auf fast 40 %.

5.	 Von einer nachhaltigen Senkung des 
finanziellen Aufwands für den ÖPNV 
kann bei einer ganzheitlichen Betrach-
tung aller Kostenfaktoren keine Rede 
sein.

6.	 Ein nicht zu vernachlässigender Posten 
sind die Regiekosten. Sie dürften inzwi-
schen 5 % bis 20 % des ÖPNV-Budgets 
ausmachen und entstehen durch Ver
lagerungen von Leistungen zu den Auf-
gabenträgern. Allein bei traffiQ haben 
sich laut diesem Gutachten die Kosten 
von 2002 bis 2007 mehr als verdoppelt. 
Der Pro-Kopf-Aufwand der Regiekosten 
beläuft sich für die Bürger Frankfurts auf 
nunmehr 23,52 Euro oder hochgerech-
nete 16 Millionen Euro im Jahr für den 
Haushalt der Stadt.

Zwar sind Auftragsgutachten immer mit 
äußerster Vorsicht zu genießen, die Kern-
aussagen decken sich jedoch mit den Vor-
aussagen und Vorausberechnungen von 
PRO BAHN. Die Regiekosten indessen 
einseitig anzuprangern, ist ein eklatantes 
Beispiel dafür, wie tendenziös solche Gut-
achten ausfallen können. Erstens sind die 
aufgeführten Beispiele verschiedener Loka-
ler Nahverkehrsorganisationen (LNO) 
nicht ohne Weiteres miteinander vergleich-
bar, zweitens haben nicht alle befragten 
LNOs nachvollziehbare, sprich ehrliche 
Daten geliefert und drittens sind bestimmte 

Ausgaben auch schon vor der Trennung von 
Besteller und Ersteller durch die Leis
tungserbringer angefallen, ohne dass diese 
als Einzelpositionen ausgewiesen wurde. 
Sicherlich gibt es bestimmte Übertrei
bungen, wie das Beispiel der kleinen Ver-
kehrsgesellschaft RTV, die sich den Luxus 
von gleich zwei Geschäftsführern leistet, 
und sicherlich lassen sich zwischen traffiQ 
und VGF mit Bestimmtheit noch Kosten 
durch konsequente Vermeidung von 
Doppelarbeit einsparen. Wenn aber über
proportionale Regiekosten mit messbaren 
Qualitätssteigerungen, deutlichen Ange-
botsverbesserungen und – ganz entschei-
dend – mit einem effizienten Qualitäts
management zum Wohle der Fahrgäste 
einhergehen, sind sie zumindest partiell ge-
rechtfertigt.

VO (EG) Nr. 1370/2007

Die Bundesrepublik Deutschland hat 
die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
bekanntlich nicht fristgerecht in na-

tionales Recht umgesetzt. Am 3. Dezember 
2009 wird die „1370“ daher unmittelbar 
deutsches Recht. Mit ihr wird u. a. die 
Finanzierung von Verkehrsleistungen im 
Nahverkehr durch die öffentliche Hand 
geregelt. Eine Anpassung nationaler Vor-
schriften, wie des Personenbeförderungs
gesetzes (PBefG) und des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes (AEG), wurde versäumt.
Welche Konsequenzen sich daraus für 
bestimmte Finanzierungs- und Vergabe
modelle ergeben könnten, ist derzeit kaum 
absehbar und dürfte so manchem Kämme-
rer noch manch schlaflose Nacht bereiten 
und ggf. sogar die Gerichte über einen 
längeren Zeitraum beschäftigen. Jetzt ist 
Deutschland auf den Goodwill der EG-

„Zwangsanschluss“ in Kronberg Süd: Auch wenn die S4
aus Frankfurt etwas verspätet ist, zwingt die Schranke
den Bus zum Warten. Vom Zug zum Bus braucht man  
20 Sekunden.


